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Gemeindehaushalte: „Vorsichtiger Optimismus“

Trotz Erholung der Einnahmen Konsolidierung fortsetzen

Ländlicher Raum braucht Unterstützung

Stuttgart.    Trotz der konjunkturbedingten Erholung ihrer Einnahmen werden die Städte und Gemeinden im Land auf Konsolidierungskurs bleiben, erwartet der Gemeindetag. „Optimistisch, aber mit einer gehörigen Portion Vorsicht gehen wir in das Haushaltsjahr 2007“, sagte Gemeindetagspräsident Roger Kehle. „Niemand weiß, wie lang die milde Brise anhält und wann der Föhn zusammenbricht.“ Die Last der Pflichtausgaben sei unverändert hoch.

Einnahmen

Nach mehrjähriger Talfahrt zeige die Entwicklung der Kommunalfinanzen 2006 erstmals wieder deutlich nach oben. Insgesamt seien die Einnahmen der Kommunen in Baden-Württemberg 2006 um 6,9 Prozent gestiegen. Die Gewerbesteuereinnahmen stiegen netto um etwa 700 Millionen Euro (+ 18,7 Prozent) auf 4,48 Milliarden Euro an und erreichten damit einen Höchststand. Allerdings sei das Gewerbesteueraufkommen im Land sehr unterschiedlich verteilt, weniger als die Hälfte der Gemeinden profitiere unmittelbar davon. Angesichts der robusten Konjunktur rechnet der Gemeindetag für 2007 mit keinem Einbruch bei der Gewerbesteuer. Die Erhöhung des Umsatzsteuersatzes und damit 2006 verbundenen Vorzieheffekten bei Beschaffungen ließen nicht erwarten, dass die Gewerbesteuer 2007 nochmals kräftiger sprudeln werde als im Vorjahr.

Für die große Zahl der Städte und Gemeinden erfreulich sei, dass der Gemeindeanteil an der Einkommensteuer 2006 (+ 274 Millionen Euro / + 8,3 Prozent) endlich wieder steige. Das Gesamtaufkommen des Gemeindeanteils an der Einkommensteuer liege aber immer noch deutlich unter dem des Jahres 2000. Als Folge des starken Anstieges der Steuereinnahmen des Landes verbessere sich erstmals nach Jahren auch die Situation des Kommunalen Finanzausgleichs. Voraussichtlich werde sich das 2007 fortsetzen.

Gebremster Ausgabenzuwachs

Bei den Sozialausgaben rechnet der Gemeindetag für 2006 mit einem Anstieg um 5 bis 6 Prozent. Besonders in der Eingliederungshilfe für Behinderte steige die Zahl der Betreuten weiter an. Nach jahrelanger Talfahrt seien 2006 die Ausgaben für kommunale Baumaßnahmen mit insgesamt 2,13 Milliarden Euro erstmals wieder um rund 100 Millionen Euro (+ 4,6 Prozent) gestiegen. Die Haushaltspläne lassen den Gemeindetag für 2007 eine weiter wachsende Investitionstätigkeit erwarten. Vom Investitionsniveau des Jahres 1992 (3,83 Milliarden Euro) seien die Kommunen aber noch weit entfernt. Insgesamt sei der Ausgabenanstieg 2006 (+ 2,5 Prozent) deutlich hinter dem Anstieg der Einnahmen zurückgeblieben. Der kommunale Finanzierungssaldo werde daher in Baden-Württemberg insgesamt wieder positiv ausfallen.

Wieder mehr Haushalte ausgeglichen

Nach einer Blitzumfrage bei rund 250 Mitgliedsstädten und ‑gemeinden rechnet der Gemeindetag für 2007 mit einer weiteren Verbesserung der kommunalen Finanzsituation. Die Zahl der Gemeinden mit negativer Zuführungsrate werde zurückgehen, die Investitionsrate um rund 10 Prozent steigen. Die eingetretene Verbesserung der Haushalte habe aber bei weitem noch nicht alle Kommunen des Landes erreicht. Zudem gelte es, die in den letzten Jahren aufgelaufenen Schulden und Rückstände bei den Unterhaltungs- und Investitionsmaßnahmen abzutragen.

Ländlicher Raum braucht ungekürzten Ausgleichsstock

Ein großer Teil der Städte und Gemeinden im ländlichen Raum habe nichts vom Geldsegen des zuletzt hohen Gewerbesteueraufkommens. Ihre Finanzierung beruhe auf ihrem Einkommensteueranteil und dem Kommunalen Finanzausgleich. Deshalb müsse bei einer Revision im Kommunalen Finanzausgleich besondere Aufmerksamkeit auf deren Probleme gerichtet werden. Der Gemeindetag lehnt eine Kürzung des Ausgleichstocks im aktuellen Staatshaushaltsentwurf ab und fordert eine Aufstockung des Entwicklungsprogramms Ländlicher Raum.

‚Wer bestellt, zahlt!’ setzt sich durch

Von der konsequenteren Umsetzung des Konnexitätsprinzips in der Landesverfassung erwartet der Gemeindetag nachhaltigen Schutz vor finanzieller Überforderung der Städte und Gemeinden und erhöhte Planungssicherheit. „Ich bitte alle Landtagsfraktionen, uns jetzt nicht hängen zu lassen“, sagte Gemeindetagspräsident Kehle. Es gehe bei der von der Koalition zugesagten Verfassungsänderung um das wichtigste kommunale Anliegen des Jahrzehnts. „Wir wollen ein strikteres Konnexitätsprinzip nicht zur ‚Entenklemmerei’ missbrauchen, sondern mit Augenmaß im Rahmen einer guten Partnerschaft mit Landtag und Landesregierung“, sagte Kehle.

Die Föderalismusreform sei in der Politik noch nicht angekommen, kritisierte der Gemeindetag. Die neuen Zuständigkeiten der Länder würden von Bundespolitikern noch weitgehend ignoriert. Dabei geht es dem Gemeindetag vor allem um das Verbot, durch bundesrechtliche Aufgaben Gemeinden finanziell direkt zu belasten (Artikel 84 und 85 Grundgesetz). „Der Bundespräsident hat dem Gesetzgeber zurecht die rote Karte gezeigt“, sagte Kehle.
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